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W as genau will Horst Seehofer be-
zwecken? Binnen weniger Tage

hat der Bundesinnenminister zwei Fie-
berthemen (wieder) angefasst: den Is-
lam und Grenzkontrollen. Offenbar
will da jemand emotionale Nestwärme
verbreiten für diejenigen, die sich seit
der Flüchtlingskrise in der Union hei-
matlos gefühlt haben. Allerdings
spricht Seehofer nicht zuletzt über
Emotionales: Die Islamfrage ist auch
ein Definitionsstreit; das Schengen-Ab-
kommen ist schon seit 2015 ausgesetzt.
Mit der Emotionalität ist es ohnehin so
eine Sache: So wie Seehofer sie ent-
facht, werden die Gefühle sich im Er-
gebnis gegen Bundeskanzlerin Merkel
richten (sollen). Das mag der CSU vor
ihrer Landtagswahl im Oktober gefal-
len. Was die Rückgewinnung vonWäh-
lern am rechten Rand anbelangt, wird
es aber wohl weder dort noch im Bund
funktionieren. Seehofer ändert zwar
die Tonalität, kann aber im Kern gegen
Merkel keine Kehrtwende erreichen.
Für die AfD sind das zwei Grundnah-
rungsmittel: die Uneinigkeit und die ge-
fühlte Unglaubwürdigkeit des von ih-
nen so genannten Establishments.

D er türkische Präsident Erdogan,
der vor deutschen Gerichten um

seine persönliche Ehre kämpft, hat mit-
geteilt, zahlreiche kurdische Kämpfer
hätten das nun offenbar von der türki-
schen Armee eingenommene Afrin
„mit eingezogenem Schwanz“ verlas-
sen. Damit ist das eigentliche Motiv
für Erdogans Vorstoß in das syrische
Schlachthaus benannt: die Verfolgung
und Demütigung der Kurden. Zwar hat
die Türkei das Recht, sich gegen Terro-
risten nach innen und außen zu weh-
ren – aber die Strafaktion des Nato-
Staates gegen die in Syrien kämpfende
Kurdenmiliz und die damit verbunde-
ne Drohung gegen Amerika („Osmani-
sche Ohrfeige“) sucht ihresgleichen.
Dass der Feldzug nicht schärfer verur-
teilt wurde, liegt nicht zuletzt am Zu-
stand Syriens, das zu einer Art aner-
kanntem Bombodrom für seinen Herr-
scher wie für auswärtigeMächte gewor-
den ist.
Die Ausläufer dieses Krieges haben

längst Deutschland erreicht. Dass der
Konflikt zwischen Kurden und dem tür-
kischen Staat auch hierzulande ausge-
tragen wird, ist dabei nicht neu. Die
kurdische PKK gilt in Deutschland als
größte „ausländerextremistische Verei-
nigung“. Tradition hat auch eine Ver-
bindung von kurdischen Aktivisten
mit dem hiesigen linksextremistischen
Milieu. Beider Aktivismus kocht jetzt
im Angesicht der eskalierenden Ge-
walt in Nahost besonders hoch.
Deutschland muss hier klare Grenzen
ziehen – die des Rechtsstaats: Dass
schon die Unterstützung von Terror
strafbar ist, sollte ebenso klar sein wie
der Anspruch, dass politisch Verfolgte
Asyl erhalten. Neu ist, dass sogar ent-
lassene türkische Offiziere hier Asyl
beantragt und bekommen haben. Das
sind Fernwirkungen eines autoritären
Regimes, dem die Einmischung in die
inneren Angelegenheiten eines ande-
res Landes konsequent verwehrt wer-
denmuss. So schwer es ist, das Gewalt-
verbot und insbesondere die Men-
schenrechte in einem internationalen
Kriegsherd wie Syrien durchzusetzen,
so wichtig ist es, dort zu handeln, wo
man es kann: in der EU und der Nato,
aber vor allem im eigenen Hoheitsbe-
reich. Auch der Gang des beleidigten
Erdogan durch die deutschen Instan-
zen mag eine Wirkung haben.

Nestwärme
Von Justus Bender

Fernwirkung des Krieges
Von Reinhard Müller

Diese Beförderung kommt bei der Bun-
deswehr nur selten vor: Generalleut-
nant Benedikt Zimmer ist erst der zwei-
te hohe Offizier, der in das zivile Amt
eines Staatssekretärs wechselt und da-
mit an die administrative Spitze des Ver-
teidigungsministeriums aufsteigt. Vor
25 Jahren nahm Jörg Schönbohm die-
senWeg, der zuvor Inspekteur des Hee-
res gewesen war und der anschließend
seine Karriere als Berliner Innensena-
tor fortsetzte. Das war die Zeit nach der
Wiedervereinigung: Schönbohm hatte
schon als Inspekteur die Eingliederung
der Nationalen Volksarmee in die Bun-
deswehr zu betreiben und setzte diese
Aufgabe dann als Staatssekretär fort.
Auch in Zimmers Fall geht es um

Kontinuität: Der Heeresoffizier, der sei-
ne militärische Laufbahn bei der Pan-
zertruppe begann und in seiner Offi-
ziersausbildung Elektrotechnik studier-
te, war in den vergangenen dreieinhalb
Jahren im Verteidigungsministerium
Abteilungsleiter für Rüstung und Be-
schaffung. Er hatte als Abteilungsleiter
den grundlegenden Umbau des Be-
schaffungswesens zu organisieren, zu
dem sich die Ministerin Ursula von der
Leyen damals entschloss, um das ge-
scheiterte Rüstungsvorhaben der Beob-
achtungsdrohne „Eurohawk“ aufzuar-
beiten und umdie zahlreichen Verzöge-
rungen und Budgetüberschreitungen
bei anderen Projekten zu beenden. Den
Entwurf für die Reform lieferte Katrin
Suder, die aus der Unternehmensbera-
tung McKinsey als Staatssekretärin ins
Ministerium gewechselt war.
Suder erfasste mit dem Blick von je-

mandem, der neu in der Wehrbürokra-
tie war, und ihrem ungeduldigen Orga-
nisationssinn zahlreiche Mängel und
verantwortungsscheue Warteschleifen
in Planung, Bestellung und Wartung.
Während sie versuchte, die Abläufe zu
straffen und neue Methoden einzufüh-
ren, musste der zuständige Abteilungs-
leiter imMinisterium den laufenden Be-
trieb aufrechterhalten und ihn auf die
Neuerungen vorbereiten. Für diese Auf-
gabewurde vor drei Jahren Zimmer aus-
ersehen. Er brachtemit, was Suder fehl-
te: Erfahrungen im Umgang mit dem
bürokratischen Apparat. Nach seiner
aktiven Zeit in der Truppe, zuletzt als
Bataillonskommandeur in Augustdorf,
und Einsatzzeiten im Kosovo war Zim-
mer abwechselnd im Personalwesen
der Bundeswehr und im Ministerium
mit Planungsaufgaben befasst. 2012
führte er ein Dreivierteljahr die Unter-
abteilung, die für das „Fähigkeitsmana-
gement“ der Bundeswehr zuständig
war. Damals wurden die Fehlbestände
in der Ausrüstung noch mit dem Kon-
zept bemäntelt, es genüge, wenn die
kämpfende Truppe über 70 Prozent ih-
rer Ausstattung verfüge, weil nicht al-
les gleichzeitig gebraucht werde.
Zimmer kennt also die alten Notlü-

gen aus der Zeit des Sparens, und er
kennt ihre fatalen Auswirkungen – von
2012 bis 2014 war er Divisionskom-
mandeur, bevor er als Leiter der Rüs-
tungsabteilung unter Suder die Reform
des Beschaffungswesens zu organisie-
ren hatte. „Respekt und Demut“, sagt
Zimmer, seien seine Maximen für die
neue Aufgabe. Und er beteuert, dass
der Personalwechsel im Amt des Rüs-
tungsstaatssekretärs kein Strategie-
wechsel sein solle: „Wir werden den
eingeschlagenenKurs entschlossenwei-
tergehen.“ JOHANNES LEITHÄUSER

Benedikt ZIMMER Foto Bundeswehr

PEKING, 18. März

W enn man dem indischen Wissen-
schaftler Brahma Chellaney
glaubt, ist Sri Lanka inzwischen

eine chinesische Kolonie. „So wie Euro-
pas Imperialmächte Kanonenboot-Diplo-
matie betrieben, um neue Märkte und ko-
loniale Außenposten zu erschließen, be-
nutzt China Schulden, um den Willen an-
derer Staaten zu brechen, ohne einen ein-
zigen Schuss abzufeuern“, schrieb der Pro-
fessor vom indischen Center for Policy Re-
search kürzlich in einem Zeitungskom-
mentar. Chinas Kredite machten so süch-
tig wie das Opium, das die Briten einst in
das Reich der Mitte exportierten. Es hand-
le sich um „Gläubiger-Kolonialismus“
und „Schuldenfallen-Diplomatie“. Sri
Lanka sei das beste Beispiel dafür.
Anlass für Chellaneys bissigen Kom-

mentar war die Übertragung der Nut-
zungsrechte am Hafen von Hambantota
für 99 Jahre an ein chinesisches Staats-
unternehmen Anfang des Jahres. Im Ge-
genzug verzichtete Peking auf die Rück-
zahlung vonKrediten in Höhe von 1,1Mil-
liarden Dollar. Nach Chellaneys Überzeu-
gung ist das Kalkül: China wähle Projekte
mit langfristigem strategischen Wert, die
aber kurzfristig nicht genügend erwirt-
schaften könnten, um die Kredite zurück-
zuzahlen. Allerdings stammen nur 13 Pro-
zent der Verbindlichkeiten des überschul-
deten Inselstaates aus China. Andere gro-
ße Gläubiger sind Japan – und Indien.
Der unfreundliche Vergleich des indi-

schen Professors, der bewusst in chinesi-
schen Wunden wühlt, zeigt vor allem
eins: Chinas Seidenstraßen-Initiative
lässt in Delhi die Alarmglocken schrillen.
Auf dem kleinen Inselstaat vor der Küste
Indiens spielt sich ein geostrategischer
Wettlauf ab. Für China ist der Hafen von
Hambantota an einer der wichtigen Han-
delsstraßen der Welt ein Außenposten
zur Sicherung seiner Rohstoffversorgung
und Exportwege. Indien sieht sich der-
weil in seinem traditionellen Hinterhof
von China umzingelt.
In Sri Lanka wehrt man sich dagegen,

als Opfer eines kolonialen Chinas darge-
stellt zu werden. „Länder müssen die Ver-
antwortung dafür übernehmen, wen sie
um welche Kredite bitten“, sagt Dushni
Weerakoon, die Direktorin des angesehe-
nen Institute for Policy Studies in Colom-
bo. „Die Initiative kam von uns.“

Uns, das war in diesem Fall Sri Lankas
Präsident Mahinda Rajapaksa. Er hatte
das Land 2009 durch massive Menschen-
rechtsverletzungen im Krieg gegen tamili-
sche Separatisten in die internationale
Isolation getrieben. Wie in anderen Welt-
regionen auch, nutzte China das Vakuum,
um seinen Einfluss in der Region auszu-
bauen. Es lieferte Waffen und vergab Mil-
liardenkredite an die Regierung Rajapak-
sas. Der baute sich davon Denkmäler: den
Hafen in seiner Heimatstadt Hambanto-
ta, der zumindest bislang fast brach liegt.
Einen Flughafen in der Nähe, in dem das
Bodenpersonal die Zahl der Fluggäste
übersteigt. Ein Kricketstadion, in dem
nicht gespielt wird. Und ein Kongresszen-
trum, in dem nicht getagt wird. Es sind
Projekte, für die westliche Geldgeber
wohl kaum Kredite vergeben hätten.
Aber mit dem chinesischen Geld, mit

Krediten und Direktinvestitionen, wur-
den auch dringend benötigte Straßen ge-
baut und ein neues Hafenviertel in der
Hauptstadt Colombo, mit dem Sri Lanka
sich neu erfinden will: als Finanzzentrum
nach dem Vorbild Singapurs oder Dubais.

„Ob das Geld Fluch oder Segen ist, hängt
zu einem großen Maße davon ab, wie es
im Land eingesetzt wird“, sagt Dinusha
Panditaratne, Direktorin des Lakshman
Kardigamar Institute.
Zum Baubeginn der Port City 2014

kam Chinas Präsident Xi Jinping persön-
lich nach Colombo. Doch die Planer in Pe-
king unterschätzten die Widerstände, die
ihr robustes Vorgehen auslösen würde:
Der übergroße Einfluss Pekings weckte
Proteste und war schließlich einer der
Gründe dafür, dass Rajapaksa bei den Prä-
sidentenwahlen 2015 aus dem Amt gefegt
wurde.
Die Nachfolgeregierung unterMaitripa-

la Sirisena versprach, das Land aus den
Fesseln Chinas zu befreien – und kehrte
dann doch in den Schoß Pekings zurück.
„Weil es die tieferen Taschen hat“, sagt In-
stitutsleiterinWeerakoon. Gerade Schwel-
lenländer wie Sri Lanka bräuchten große
Mengen Geld für Infrastruktur. „Das
Geld, das anderweitig verfügbar ist,
reicht schlicht nicht“, sagt die Forscherin.
Kreditverhandlungen mit der Weltbank
bräuchten zudem Jahre. Europa und die

Vereinigten Staaten böten auch keine Al-
ternative, sagt Weerakoon. „All das be-
deutet, dass es wahrscheinlich ist, dass
Länder wie Sri Lanka in Richtung China
streben werden.“
Zugleich drängen nun Indien und Ja-

pan nach Sri Lanka, um ein Gegen-
gewicht zu Chinas Einfluss zu schaffen.
Sie erwägen Investitionen in den Hafen
von Colombo und einen weiteren Hafen
in Trincomalee. Die neue Regierung des
kleinen Inselstaats hat es bisher verstan-
den, die rivalisierenden Regionalmächte
gegeneinander auszubalancieren. Dazu
gehört die Zusicherung an Indien, dass
Hambantota von China nicht militärisch
genutzt werden dürfe. Doch Sri Lanka
muss aufpassen, dass es in dem geostrate-
gischen Kraftfeld nicht zerrieben wird.
China propagiert seine Seidenstraßen-

initiative als Win-win-Kooperation und
als Friedensprojekt, das Stabilität in eine
Region bringe. Der Fall Sri Lanka verdeut-
licht die Risiken des Projekts: potentielle
Überschuldung und die Verschärfung re-
gionaler Spannungen.
Institutsleiterin Weerakoon beschei-

nigt China, dass es aus manchen Fehlern
in Sri Lanka gelernt habe. „Chinesische
Wissenschaftler und Strategen verwen-
den viel Aufmerksamkeit darauf zu verste-
hen, wo und warum Dinge schiefgingen
und was künftig anders gemacht werden
sollte.“ Denn ein Scheitern des Sri-Lan-
ka-Projekts birgt auch Kosten für China:
denAusfall vonMilliardenkrediten und ei-
nen Imageschaden für die Seidenstraße
und Präsident Xi Jinping ganz persönlich.
„Sri Lanka hat Indien einen Propagan-

dacoup verschafft“, schreibt Andrew
Small vom amerikanischen German Mar-
shall Fund in der Zeitschrift „Foreign Af-
fairs“. Das Bild von der Schuldenfalle wer-
de der gemischten Bilanz Chinas in dem
Inselstaat nicht gerecht. Peking allerdings
hat sich bisher weder willens noch in der
Lage gezeigt, der Kritik glaubwürdig et-
was entgegenzusetzen. Es macht keine
Anstalten, seine Kreditvergabe transpa-
renter und nach international anerkann-
ten Regeln zu gestalten. Und anders als in
Zentralasien, wo China die Kooperation
mit Russland suchte, um Spannungen vor-
zugreifen, hat es versäumt, Indien einzu-
binden. So riskiert es, dass die Widerstän-
de gegen die Seidenstraße weiter zuneh-
men.

In keiner anderen Region sind die Militär-
ausgaben, gemessen an der Wirtschafts-
leistung, so hoch wie in der arabischen
Welt. Nach Berechnungen des Stockholm
International Peace Research Institute (Si-
pri) und der Weltbank haben ihre Staaten
2016 für Verteidigung und Sicherheit 6,2
Prozent des Bruttoinlandsprodukts ausge-
geben; 1960 waren es noch 4,6 Prozent.
Weltweit sind die Anteile indessen von
sechs Prozent (1960) auf 2,2 Prozent
(2016) gefallen, in den Staaten der heuti-
gen EU sogar von 4,7 Prozent auf 1,5 Pro-
zent. Der Trend galt, zumindest bis zur
Wahl von Donald Trump zum Präsiden-
ten, auch für die Vereinigten Staaten, wo
der Anteil der Militärausgaben an der
Wirtschaftsleistung von 8,4 Prozent auf
3,3 Prozent zurückgegangen ist.
Am stärksten rüsten Saudi-Arabien

und die Vereinigten Arabischen Emirate
auf, die beiden politischen Schwergewich-
te der arabischen Welt. Sie gehören welt-
weit zu den Staatenmit den höchstenMili-
tärausgaben, gemessen an ihrer Wirt-
schaftsleistung. Das International Institu-
te for Strategic Studies (IISS) in London
schätzt, dass Saudi-Arabien 2016 für Ver-
teidigung und Sicherheit 12,7 Prozent sei-
nes Bruttoinlandsprodukts ausgegeben
hat, 2017 waren es 11,3 Prozent. In abso-
luten Zahlen waren das 76,7 Milliarden
Dollar gegenüber 61,2 Milliarden Dollar
in Russland und 41,7 Milliarden Dollar in
Deutschland.
Die Vereinigten Arabischen Emirate

veröffentlichen zwar keine Zahlen zu ih-
renMilitärausgaben. Die bekanntgeworde-
nen Aufträge lassen jedoch vergleichbare
Größenordnungen wie in Saudi-Arabien

vermuten. Die Armee der VereinigtenAra-
bischen Emirate gilt als die am besten aus-
gebildete und professionellste Armee in
der arabischen Welt.
In der Vergangenheit haben beide Staa-

ten ihren Bedarf für Verteidigung und Si-
cherheit weitgehend importiert. Das än-
dert sich, denn beide Staaten haben mit
demAufbau einer eigenen Rüstungsindus-
trie begonnen. Sie wollen damit von den
Lieferländern und deren Exportkontrol-
len unabhängiger werden, aber auch
selbst exportieren und mit den neuen In-
dustrien Arbeitsplätze schaffen. Mit den
eigenen Rüstungsindustrien wollen sie zu-
dem als ernsthafte militärische Akteure
wahrgenommen werden.
Damit haben die Vereinigten Arabi-

schen Emirate vor Saudi-Arabien begon-
nen. 2014 gründetenMubadala, ein Invest-
mentarm des Emirats Abu Dhabi, und die
Tawazun Holding die „Emirates Defense
Industries Company“ (Edic). Bereits seit
Anfang 2016 exportiert sie technologisch
weniger anspruchsvolle Rüstungsgüter
nach Ägypten und Kuweit, selbst nach
Russland. Im Vordergrund stehen zu-
nächst einfache Lösungen. Oft werden
Technologien eingekauft undweiterentwi-
ckelt. Bei der großen Waffenschau Idex in
Abu Dhabi gingen Anfang 2017 bereits 60
Prozent aller bekanntgegebenen Aufträge
an Unternehmen in den Emiraten selbst.
Getestet werden die neuen emiratischen
Produkte wie der gepanzerte Truppen-
transporter N35 im Jemen, wo die Verei-
nigten Arabischen Emirate mit Saudi-Ara-
bien gegen die Houthi-Miliz kämpfen.
Ziel von Edic ist, in den Staaten des

Golfkooperationsrats (GCC) das Zen-

trum für „Wartung, Reparatur und Be-
trieb“ (MRO) von Militärgerät zu werden.
Das lässt auch Rückschlüsse auf die emira-
tische Verteidigungspolitik zu. Denn zum
einen unterliegen Aufträge für MRO in
den westlichen Lieferländern weniger
strikten Exportkontrollen, zum anderen
aber ist mittels MRO der aktuelle Bestand
einer Armee schneller zu modernisieren
als über langwierige neue Aufträge.
Erst im Mai 2017 hat Saudi-Arabien

sein Rüstungsunternehmen „Saudi Arabi-
an Military Industries“ (Sami) gegründet.
Das Kapital stellte der Staatsfonds PIF be-
reit. Bereits im selben Monat unterzeich-
nete Sami Absichtserklärungen für eine
künftige Zusammenarbeit mit den ameri-
kanischen Rüstungskonzernen Boeing,
Lockheed Martin, Raytheon und General
Dynamics, ebensomit dem russischenUn-
ternehmen Rosoboronexport. Im Oktober
berief die saudische Führung den deut-
schen Manager Andreas Schwer, der im
Rheinmetall-Konzern die Rüstungssparte
geleitet hatte, zumCEOvon Sami.DasUn-
ternehmen will in Saudi-Arabien 40 000
Arbeitsplätze schaffen.
Die weitreichenden Umbesetzungen in

der militärischen Führung Saudi-Ara-
biens, die im Februar 2018 bekanntgege-
ben worden sind, gelten als weiteres Indiz,
dass das Königreich die militärische Pla-
nung verbessern und die Militärausgaben
rationalisieren will. Der amerikanische
Militärfachmann Anthony Cordesman
macht in einer jüngst erschienenen Studie
darauf aufmerksam, dass Saudi-Arabien
seine zu hohen Rüstungsausgaben auf
sechs Prozent am Bruttoinlandsprodukt
halbieren müsse, soll das ehrgeizige Re-
formprogramm der „Vision 2030“ eine

Chance auf Erfolg haben. Noch entfalle
auf die Verteidigung mehr als ein Fünftel
des saudischen Staatshaushalts, nicht zu-
letzt wegen Waffenkäufen, die politisch
motiviert und überteuert sind und für die
kein Bedarf besteht. Für die anderenHaus-
haltstitel bleibe damit zu wenig.
Eine Kürzung der Verteidigungsausga-

ben und eine rationale Ausgabenpolitik
seien Voraussetzungen, um das Reform-
programm überhaupt finanzieren zu kön-
nen, so Cordesman. Die „Vision 2030“ ist
jedoch erforderlich, um die innere Stabili-
tät Saudi-Arabiens zu gewährleisten.
Denn jedes Jahr müssen für 500 000 junge
Saudis neue Arbeitsplätze geschaffen wer-
den. Für eine Reform des Verteidigungs-
sektors spreche zudem, dass das bisherige
Vorgehen trotz der überlegenen Waffen-
systeme nicht erfolgreich sei – weder im
Jemen-Krieg noch beim Versuch, den
wachsenden Einfluss Irans in der Region
zurückzudrängen. Dabei gibt Iran, nach
Angaben der Weltbank und von Sipri, le-
diglich drei Prozent am Bruttoinlandspro-
dukt für Verteidigung aus.
Cordesman stellt jedoch die Notwendig-

keit der saudischen Verteidigungspolitik
nicht in Frage. Denn das Königreich sehe
sich Sicherheitsrisiken gegenüber, bei de-
nen sich keine Lösung abzeichne. Dazu
zählen die Herausforderung durch Iran,
das die technologische Unterlegenheit
durch sein Raketenprogramm und Trup-
penstärke wettmacht, sowie die Kriege im
Jemen und in Syrien, aber auch die anhal-
tende Instabilität des Iraks. Anders als frü-
her fällt das geschwächte Ägypten als Part-
ner aus, so dass nun Saudi-Arabien und
die Vereinigten Arabischen Emirate ge-
meinsam vorgehen.

Opium aus China
Wie Sri Lanka mit Krediten aus Peking in eine Schuldenfalle gerät / Von Friederike Böge

Erfahren

Viel Geld für Waffen
Saudi-Arabien und die Vereinigten Arabischen Emirate bauen eigene Rüstungsindustrien auf / Von Rainer Hermann

Kein pulsierender Güterumschlag: Der von China finanzierte Hafen Hambantota im
Süden von Sri Lanka Foto AFP
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